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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, lieber Andi,

neulich hat das Rechnungsprüfungsamt eine Aufstellung der Kosten gemacht, die im 
Jahr 2006 für die beiden Oberbürgermeister ausgegeben wurden. Du weißt schon, in 
dem Jahr hat dein Vorgänger Herbert Lauer den OB-Sessel geräumt und du das Zepter 
in die Hand genommen. Was uns freut: Diese Aufstellung zeigt klar, dass wir mit dir 
eine echt preiswerte Nummer eingekauft haben, du bist ein richtiger Billig-OB – ein 
veritables Schnäppchen zum Mega-Super-Sparpreis also!
Die Feierlichkeiten zur Verabschiedung von Herrn Lauer beispielsweise haben fast 
dreimal so viel gekostet wie deine Fete zum Amtsantritt. Allein was dem seine Gäste 
an Häppchen verdrückt haben müssen … ganz schön häppig. Und wahrscheinlich war 
der Abschiedsschmerz einfach so groß, dass dringend ein Trostpflaster zum Mitnehmen 
nötig war – in Form einer Hochglanzbroschüre über die Verdienste von „Herbert Lauer 
1995–2006“. Ach, da fällt uns auf, dass die †-Redaktion bei der Broschüre gar nicht 
mitschreiben durfte, dabei hätten wir schon Einiges dazu beitragen können. Hat man 
uns wohl vergessen, oder?
Genauso klasse finden wir natürlich, dass du für deine Feier zum 50. Geburtstag auch 
wieder nur ein Drittel von dem gebraucht hast, was der Herr Lauer für seine 60 Jahre 
ausgegeben hat, obwohl der ja nur 10 Jahre älter ist als du. Uns gefällt so eine Beschei-
denheit. Deshalb: Weiter so!
Für die nächste größere Feier regen wir übrigens ein Mitbring-Buffet an. Die GAL würde 
gerne einen grünen Bio-Salat (extra bissfest) beisteuern. Und vielleicht hat ja der Herr 
Lauer noch Reste von seinen großen Sausen bei sich in der Tiefkühltruhe und kann sie 
bei der Gelegenheit doch noch unter die Leute bringen. Frag ihn doch mal!

Mit schulterklopfenden Grüßen

S t a d t r a t s f r a k t i o n

Bamberg, im September 2008Betrifft: Super-Mega-Billig-OB

Die GAL hatte bereits im No-
vember 2007 folgenden Antrag 
gestellt: Die Stadt Bamberg soll-
te sich und ihre Tochterunter-
nehmen (also von Konzerthal-
le über Stadtbusse bis hin zu 
Krankenhäusern) selbst ver-
pflichten, Mindestlöhne zu zah-
len und dies auch bei beauftrag-
ten Leiharbeitsfirmen einfor-
dern. Ein halbes Jahr hörte die 
GAL nichts aus der Stadtver-
waltung, obwohl laut OB ein 
Antrag innerhalb von drei Mo-
naten bearbeitet werden soll. Ob 
Oberbürgermeister Starke hoff-
te, die GAL könnte das Thema 
einfach vergessen? Das tat die 
GAL natürlich nicht, sondern 
mahnte den Antrag an.

In Juni 2008 kam dann end-
lich eine ausführliche und mit 
„vertraulich“ gekennzeichne-
te Antwort aus dem Rathaus, 
die auch allen anderen Stadt-
ratsfraktionen zugestellt wurde. 
Diese Aufgabe konnte Starke 

glücklicherweise gerade noch 
an Personalreferent Hipelius 
delegieren, der zu dieser Zeit 
noch ein paar Tage lang dieses 
Amt ausübte. Danach wäre der 
Oberbürgermeister selbst zu-
ständig gewesen.

In dem Antwortschreiben 
wird eingeräumt, dass in der 
Konzerthalle Aushilfskräfte 
für 6 Euro bis 8,50 Euro ar-
beiten, was aber in der Bam-
berger Gastronomie nicht das 
unterste Level sei. Bei der So-
zialstiftung wurde davon ge-
sprochen, dass bei einer Min-
destlohngarantie über 8 Euro 
Kostensteigerungen von einem 
mittleren 6-stelligen Eurobetrag 
zu erwarten sei. Auf die Löhne 
von LeiharbeiterInnen in städ-
tischen Unternehmen geht das 
Schreiben nicht näher ein, und 
deutlich wird darauf verwiesen, 
dass die Stadt laut Gemeinde-
ordnung zur Sparsamkeit ver-
pflichtet ist. Kurzum: Man win-

det sich, 
bezeich-
net das 

Thema als eine 
„gesellschafts-
politisch sehr 
komplexe 

Frage-
stellung“, 

lehnt Min-
destlöhne in 

Bamberg ab 
und sieht 
den An-
trag der 
GAL als 
erledigt an.

Nein! erwiderte darauf 
die GAL-Stadtratsfraktion – 
der Antrag soll endlich im Stadt-
rat behandelt, diskutiert und 
abgestimmt werden. Darauf-

hin poch-
ten Hipelius und 

Starke nochmals darauf, dass 
sie den Antrag für ausreichend 
beantwortet halten, und boten, 
wenn die GAL denn unbedingt 
wolle, eine Behandlung im Per-

sonalsenat an. Raffiniert, 
denn der Personalsenat 
tagt grundsätzlich nicht-
öffentlich. Doch die GAL 

kennt die Bayerische Ge-
meindeordnung, weiß also, 

dass Anträge von Stadtratsfrak-
tionen in öffentlichen Sitzun-
gen behandelt werden müssen 

(wenn keine Ausnah-
meregeln berührt 
werden), und forder-
te nun ihrerseits ei-

nen Tagesordnungs-
punkt Mindestlohn in 

der letzten Sitzung des 

Stadtrats vor der Sommerpau-
se.

-Leser brauchen wahr-
scheinlich keine drei Mal, um 
zu erraten, was selbstredend 
an diesem Sitzungstag nicht auf 
der Tagesordnung stand – oh-

Wenn Ministerpräsident Beck-
stein die Leistungen der CSU-
Regierung lobt, dann sollte 
man diese Lobeshymnen gleich 
dreimal hinterfragen.
Lobeshymne 1: Die Arbeitslo-
senquote in Oberfranken ha-
be sich in den vergangenen drei 
Jahren halbiert. Sie liegt jetzt 
(Stand Juli 2008) bei 5 % im 
Durchschnitt.
Zahlentrick: Natürlich ist dies 
ein Erfolg, aber in Anbetracht 
der Tatsache, dass Oberfran-
ken innerhalb der Bayernfami-
lie nach wie vor das Stiefkind 
ist mit der nach wie vor höchs-
ten Arbeitslosenquote, soll-
te der Jubel gedämpft sein. In 
Schwaben, Niederbayern und 
Oberbayern beträgt sie eben 
nur 3,4 %.

Lobeshymne 2: Bayern habe 
(Stand: Juli 2008) mit 3,8 % die 
geringste Arbeitslosenquote in 
ganz Deutschland.
Zahlentrick: Auch dies ist selbst-
verständlich eine gute Nach-
richt, sollte aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass trotzdem 
nicht jeder Arbeitnehmer und 
jede Arbeitnehmerin auch vom 
Verdienten leben kann. Gera-
de in so genannten Boomre-
gionen – wie zum Beispiel die 
Münchner Flughafenregion ei-
ne ist – liegen die so genann-
ten „Aufstocker“ (siehe Kasten) 
über dem Landesdurchschnitt 
und sogar über den Werten 
der oberfränkischen Städte und 
Landkreise.
Lobeshymne 3: Der Chef 
der Regionaldirektion Bay-

ern der Bundesagentur für Ar-
beit spricht von „Vollbeschäfti-
gungstendenzen“ für ganz Bay-
ern – das ist durchaus erfreu-
lich.
Zahlentrick: Weniger erfreulich 
ist es, dass bei seinen Progno-
sen eine Spannbreite von 2,1 % 
in Freising bis 6,2 % in Hof vor-
kommt. Lapidar verkündet er, 
man müsse sich Hof „einmal ge-
nau anschauen“. Gerade in den 
letzten Jahren ist klar gewor-
den, dass Oberfranken die Re-
gion mit der größten Struktur-
schwäche in Bayern ist und den 
Anschluss an die übrigen Regi-
onen verloren hat. Um die Ver-
säumnisse der letzten Jahre wett 
zu machen, genügt also keines-
falls ein „Hingucken“, sondern 
eine konsequente Wirtschafts-
planung, die dem Raum Ober-
franken gerecht wird.� us

Trickserei mit Zahlen
Die Arbeitslosenquote in Oberfranken ist nach wie vor die höchste in ganz Bayern

„Aufstocker“ und „Abschmelzer“
Neue Filme? Neue Bands? Neue Szenegetränke?

Fehlanzeige. Es handelt sich um reale Menschen, die jeder-
mann und jede Frau von uns sein könnten. Es sind Menschen, die 
täglich arbeiten und Geld verdienen, deren Job (oder Jobs) aber so 
schlecht bezahlt sind, dass sie nicht davon leben können.

Ein „Abschmelzer“ zehrt deshalb seine vorher erarbeiteten 
Rücklagen auf und lebt sozusagen von der Substanz – solange die 
eben reicht.

Ein „Aufstocker“ hingegen erhält zusätzliche Mittel im Rah-
men der Hilfe zum Lebensunterhalt für sich und seine Familie. 
Würde er seinen mickrig bezahlten Job nicht ausüben, wäre er be-
rechtigt, die komplette Hilfe für sein Existenzminimum zu erhal-
ten. Interessant ist übrigens, das es mehr Aufstocker in Boomregi-
onen mit geringer Arbeitslosigkeit gibt. Denn dort ist der Lebens-
unterhalt teurer, Hungerlöhne fallen in der Relation also noch 
armseliger aus. Arm trotz Arbeit – mitten im Wohlstand.

ne eine Begründung. Oberbür-
germeister Starke und der Min-
destlohn, ein bei näherem Hin-
sehen maximal distanziertes 
Verhältnis. Aber die GAL bleibt 
dran – mindestens mit maxima-
ler Hartnäckigkeit!� sys

Photo: Erich Weiß

Oberbürgermeister Starke:  
Maximaldistanz zum Mindestlohn?
Noch am 1. Mai bei der Kundgebung der 
Gewerkschaften unterschrieb Oberbür-
germeister Starke das DGB-Volksbegeh-
ren zur Einführung eines Mindest-
lohns in Bayern unter dem Bei-
fall der gesamten Versamm-
lung. Aber dort, wo er selbst 
die Umsetzung von Mindest-
löhnen in die Hand nehmen 
könnte, scheut er das Thema 
wie der Teufel das Weihwasser.
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Ein Blick in die oberfränki-
sche Demografiestatistik lehrt 
uns das Gruseln. Jedes Jahr ver-
schwindet auf der oberfränki-
schen Landkarte eine Klein-
stadt in der Größenordnung 
von Scheßlitz. Natürlich ver-
schwindet nicht die Kleinstadt 
selbst, sondern die Bevölkerung 
von Oberfranken nimmt Jahr 
für Jahr um etwa 4000 Men-
schen ab. Manche Regionen 
kommen mit einem blauen Au-
ge davon und halten ihre Ein-
wohnerzahl, dazu gehören die 
Regionen Bayreuth und Bam-
berg. Bis zum Jahr 2024 werden 
aber in den Regionen Coburg, 
Hof und Wunsiedel 6,1 % weni-
ger Menschen leben als heute.

Immer mehr wandern ab
Dass sich die Schere zwischen 
Boom- und Schrumpfregio-
nen immer weiter auftut, be-
weist auch eine Studie des 
Lehrstuhls Regionalforschung 
der Universität Würzburg, die 
von der Grünen-Landtagsfrak-
tion in Auftrag gegeben wurde. 
Die Abwanderung in die Met-
ropolen nimmt zu, denn dort 
lebt sich’s einfach besser. Die SZ 
fasste das so zusammen: „Wer 
das Glück hat, in einem der 
Ballungsräume geboren zu wer-
den, lebt nicht nur länger, findet 
leichter einen Arbeitsplatz und 
einen Hortplatz für die Kinder, 

er hat auch den schnelleren In-
ternetanschluss und mehr Ein-
kaufsmöglichkeiten, keine Pro-
bleme bei der Wahl des Arztes 
und sogar jüngere Nachbarn.“ 
Weite Teile Oberfrankens kön-
nen das nicht von sich behaup-
ten.

Verkehrsprojekte zur 
Entvölkerung
Manche sehen bis heute das 
Heil in einer vermeintlich bes-
seren Verkehrsanbindung der 
Region, etwa durch die Fich-
telgebirgsautobahn. Doch ge-
rade die Region um Hof be-
legt, dass ein Automatismus 
zwischen Wirtschaftsförderung 
und Fernverkehrsanbindung 
ein Mythos ist. Nach der Wen-
de wurde der Landkreis Hof zu 
einem europäischen Verkehrs-
knotenpunkt, gesegnet mit ei-
ner Anbindung über drei Au-
tobahnen an Dresden, Regens-
burg und Nürnberg. Mit dem 
Regionalflughafen Hof-Plauen 
besteht schon lange eine direk-
te Verbindung nach Frankfurt 
am Main. Doch strukturell ist 
die Region in Bayern dennoch 
weit abgeschlagen.

Verschiedene Studien zeigen, 
dass Arbeitslosenquoten nicht 
zwingend mit der Zahl von Au-
tobahnauffahrten zusammen-
hängen. Das Gegenteil kann 
der Fall sein. Die Gefahr, dass 

man nur als Durchfahrtsregion 
missbraucht wird, ist weit grö-
ßer. Schnelle Wege erleichtern 
die Mitversorgung einer Regi-
on durch überregionale Groß-
betriebe und bedrängen so die 
regionalen Unternehmen. Wer 
profitiert, ist nicht die Wirt-
schaftskraft vor Ort, sondern 
die der benachbarten Ballungs-
räume. An die Segenswirkun-
gen einer ICE-Trasse ohne 
Stopp in Bamberg, Lichtenfels 
und Coburg kann daher nur 
glauben, wer allein die großen 
Metropolen im Auge hat.

Mit den Schulen sterben 
die Perspektiven
Die Staatsregierung nutzt den 
demografischen Trend in erster 
Linie, um Gelder einzusparen. 
In Bayern wurde seit 2004 ein 
Drittel aller Hauptschulstand-
orte komplett geschlossen, d.h. 
in den betroffenen Gemeinden 
gibt es seither überhaupt keine 
Hauptschule mehr. Oberfran-
ken belegte dabei mit 50 auf-
gelösten Hauptschulstandorten 
den zweiten Platz in Bayern. 
So werden die betroffenen Ge-
meinden und Regionen aufge-
geben. Die schwindende Schü-
lerzahl in Oberfranken konzen-
triert sich auf immer weniger 
Schulstandorte, die Folge ist ein 
kostspieliger und klimaschädli-
cher „Schülerfahrwettbewerb“. 
Um diesem Trend zu begegnen, 
plädieren die Grünen für klei-
ne, selbständige Schulen, die 
möglichst in der Region ver-

Stirbt Oberfranken aus?
Jedes Jahr verschwindet in Oberfranken eine Kleinstadt

Zu einer verkehrspolitischen 
Fahrradtour hatten GAL, Allge-
meiner Deutscher Fahrradclub 
ADFC, Verkehrsclub Deutsch-
land VCD und Bund Natur-
schutz BN eingeladen. Ziel 
war es, für RadlerInnen neu
ralgische und gefährliche Stel-
len im Stadtgebiet aufzuspüren 
und Verbesserungsvorschläge 
zu finden. Daraus hat die GAL 
nun ein Antragspaket gemacht, 
um über den Stadtrat etwas zu 

erreichen. Näheres unter:
www.gal.bamberg.de

Die Stationen bei der Rad-
tour lagen vor allem in der In-
nenstadt: Darunter der Bahn-
hofsvorplatz mit seinen der-
zeit chaotischen und unsiche-
ren Fahrradabstellanlagen (sie-
he Foto), die Zollnerunterfüh-
rung, wo der gemeinsame Fuß- 
und Radweg viel zu eng und 
gefährlich ist und es schon zu 
tödlichen Unfällen kam, die 

Radeln zwischen Kotflügel und 
Bordsteinkante

Fahrradroute durch die Gärt-
nerstadt, die noch immer nicht 
für den Radverkehr freigegebe-
nen Einbahnstraßen Vorderer 
Graben und Erlichstraße. 

Aufgrund der positiven Re-
sonanz und der vielen Hinwei-
se aus der Bevölkerung wird 
es demnächst eine zweite ver-
kehrspolitische Radtour geben: 
Dann ist Bamberg-Ost an der 
Reihe.

sys

Zum eigenen Auto gibt es jetzt 
eine neue Alternative für Leu-
te aus der Region Bamberg. Die 
Mitfahrzentrale MiFaZ. Auf 
Antrag der GAL schlossen sich 
Stadt und Landkreis der Orga-
nisation an, die bereits 371 Part-
ner, vor allem in Bayern, aber 
auch in Hessen und Baden-
Württemberg hat.

Schwerpunkt der MiFaZ ist 
der Pendlerverkehr, d.h. alle 
Menschen die regelmäßig kür-
zere Strecken fahren, finden 

hier Fahrgemeinschaften – und 
können damit Geld sparen, die 
Umwelt schonen und Schad-
stoffe reduzieren. Auch für ein-
malige längere Fahrstrecken ist 
die MiFaZ eine geeignete Kon-
taktplattform.

Die Nutzung des MiFaZ-An-
gebots ist kostenfrei. Die Kos-
tenbeteiligung zwischen Fahre-
rInnen und MitfahrerInnen re-
geln diese unabhängig von der 
MiFaZ.
Mehr: www.mifaz.de

Neu für Bamberg: MiFaZ

netzt wirken sollen. Südtirol hat 
dies erfolgreich vorgemacht.

Angst vor dem Verlust – 
Angst vor dem Fremden
Es scheint absurd zu sein: Frem-
denangst und Ablehnung sind 
dort am größten, wo die we-
nigsten Menschen aus anderen 
Regionen und Ländern leben. 
Studien belegen: Hinter frem-
denfeindlichen Einstellungen 
verbergen sich oft Ängste vor 
der eigenen Zukunft. Es ist we-
niger der Hass gegen Migran-
tInnen, der Rechtsradikalismus 
fördert, es ist eher die Angst, 
selbst aus der Heimat vertrie-
ben zu werden. Und dennoch 
brauchen gerade schrumpfende 
Regionen Zuwanderung. Es ist 
also auch eine Strategie gegen 
Rechts, wenn Menschen wieder 
Zukunftsperspektiven finden. 
Nur dann können sie Fremde 
integrieren.

Wie macht man das? Indem 
die Politik Mut zeigt und in 
scheinbar verlorenen Regionen 
massiv investiert, anstatt immer 
auf die bestehenden Boomregi-
onen zu setzen und von den an-
deren halt mehr Flexibilität ein-
zufordern. Sonst gilt: Wer weg 
kann, geht weg. Wer da bleiben 
muss, verteidigt die Heimat ge-
gen das Fremde.

Veränderungen akzeptie-
ren und gegensteuern
Wir müssen überlegen, was ei-
ne Region braucht, die vom de-
mografischen Wandel überrollt 

wird. Zwei Strategien zugleich 
gilt es zu verfolgen: Anpassen 
und Gegensteuern. Wir müs-
sen ebenso unvermeidliche Re-
alitäten akzeptieren wie wir ge-
gen allzu große Bevölkerungs-
verluste ankämpfen müssen.

Wir brauchen weiterhin at-
traktive Angebote, die sich 
durchaus rechnen: eine wohn-
ortnahe, dezentrale Versor-
gung – vom Arzt über den Le-
bensmittelladen bis zur Schu-
le – gehören zur soziokulturel-

Der Fahrradparkplatz am Bahnhof war eine der Stationen bei der verkehrspolitischen Radtour von 
GAL, ADFC, VCD und BN� Photo: petzo

Weite Landschaften mit pittoresken Ruinen, Dör-
fer ohne Autoverkehr, Bänke mit alten Menschen 
in der Sonne, Spielplätze mit verrosteten Rut-
schen. Oberfranken in ein paar Jahrzehnten. Ein 
überzeichnetes Bild? Aber Prognosen besonders 
für die Grenzregionen legen so etwas nahe …

len Grundversorgung. Der Mit-
telstand muss gefördert werden, 
statt auf ferne Technologieclus-
ter und Hightechzentren – Lieb-
lingsbabys der Staatsregierung 
– zu setzen.

In Oberfranken gilt es die 
kulturwirtschaftlichen Potenzi-
ale zu bündeln und eine selbst-
bewusste Standortpolitik zu be-
treiben, die sich ökologisch und 
energieeffizient der Zukunft 
stellt.

us

Produkte aus kontrolliert biologischem Anbau

Direktverkauf ab Gärtnerei: April - Oktober

Gewürz- und Teekräuter
Duft- und Aromapflanzen 

Jetzt: Sonnengereifte Bio-Tomaten !

Nürnberger Str. 86, 96050 Bamberg
Fon: 0951-22023, www.biokraeuter.info

Kräuter- und Gärtnerstadtführungen

Mi: 14.00 Uhr - 18.00 Uhr
Fr: 10.00 Uhr - 18.00 Uhr
Sa: 9.00 Uhr - 14.00 Uhr
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wenn der Freistaat Bayern ein-
fach nur konsequent Steuer-
hinterziehung verfolgen wür-
de, würde das mehrere 100 Mio 
Euro in die Kassen spülen.

†: Was sind ihre Pro-
grammpunkte konkret für 
Bamberg?

Ursula Sowa: Die auf 3500 
Studierende angelegte Universi-

tät sollte ausgebaut werden, so 
dass sie dann auch tatsächlich 
die real bereits 9000 Studis gut 
ausbilden kann. Und ich möch-
te, dass Bamberg eine Perspek-
tive für die US-Armeeflächen 
bekommt, wenn die Army in 
ein paar Jahren abziehen wird. 
Wir brauchen einen besseren 
Nahverkehr in der Fläche – ge-
rade auch im Bamberger Um-
land. Und ich möchte das Pro-
jekt „Nationalpark Steigerwald” 
vorantreiben und so den Tou-
rismus in der Region stärken.

Ulrike Heucken: Ich würde 
gerne kleine Kulturträger stär-
ker fördern. Meine kritische 
Haltung hört bei den Wagner-
Festspielen nicht auf. Ich werde 
fordern, dass die alten Verträge 
mit großen Kulturträgern auch 
in eine Budgetierung geführt 
werden. Es geht darum, dass 

Ulrike Heucken: Na, manch-
mal geht die Politik ja verschlun-
gene Wege …, die will ich hier 
gar nicht nennen. Der „unver-
schämte“ Wagner-Antrag (ich 
wollte, gleiches Recht für alle, 
dass Herr Wagner seinen Ge-
schäftsbericht für die Wagner-
Festspiele in Bayreuth vorlegt 
und ansonsten eine Haushalts-
sperre für den Zuschuss ausge-
sprochen wird), sorgte für ziem-

lichen Wirbel. Die „Etablier-
ten“ hätten sich so etwas Fre-
ches nicht getraut, aber hinter 
vorgehaltener Hand habe ich 
von vielen KollegInnen grin-
sende Zustimmung geerntet.

†: Ursula Sowa, was bringt 
Sie dazu, nach Stadtrat und 
Bundestag nun die dritte poli-
tische Ebene auszuprobieren – 
den Landtag?

Ursula Sowa: Ich hätte gerne 
im Bundestag weiter gemacht, 
habe dieses Ziel aber knapp 
verpasst. Für meine Schwer-
punkte ist der Landtag aber oh-
nehin inzwischen die richtige 
Adresse. Für Bau- und Kultur-
politik sind nach der Förderalis-
musreform die Länder zustän-
dig. Insofern passt der Wechsel 

Die † sprach mit beiden über 
Motivation und Ziele ihrer Kan-
didatur.

†: Wie kommt man eigent-
lich darauf, für den Bezirkstag 
zu kandidieren, den sowieso 
kaum einer kennt?

Ulrike Heucken: Über den 
wusste ich bis vor einigen Jah-
ren auch nicht viel. Bei der letz-
ten Wahl bin ich aufgrund der 
vielen Stimmen auf der Lis-
te nach vorne gewählt worden 
und bin dann 2006 in dieses 
Gremium nachgerückt. Mittler-
weile bin ich da – ja, angekom-
men, kann man sagen. Aber 
es ist für eine Einzelkämpfe-
rin nicht gerade leicht. Da gibt 
es jede Menge neuer Themen, 
von denen ich vorher noch nix 
wusste, wie zum Beispiel die 
„Fertilitätsuntersuchungen bei 
Salmoniden“.

†: Was um Himmels wil-
len ist das denn?

Ulrike Heucken: Das ist ei-
ne Forschungsstudie, die die 
Fruchtbarkeit von Lachsfisch-
arten untersucht, die es in ober-
fränkischen Gewässern gibt.

†: Aha, man lernt nie 
aus. Apropos Einzelkämpferin. 
Kann man als einzige Grüne 
unter 16 anderen Bezirksräten 
denn überhaupt etwas durch-
bringen?

der Politikebenen auch zu mei-
nen Inhalten.

†: Und natürlich ist es 
nach München nicht ganz so 
weit wie nach Berlin, oder?

Ursula Sowa: Das stimmt. Als 
ich nach Berlin ging, habe ich 
mein Stadtratsmandat aufge-
geben, weil ich das nicht mehr 
verantwortungsvoll unter einen 
Hut gebracht hätte. Die Land-
tagsarbeit lässt mir die Mög-
lichkeit offen, auch in Bamberg 
weiter Kommunalpolitik zu ma-
chen – ich denke, das kann sich 
sehr befruchten. Ich kann viel 
öfter in Bamberg sein und ar-
beiten, denn Bürgernähe ist mir 
sehr wichtig. Ich will ein grünes 
Bürgerbüro mitten in der Stadt 
eröffnen, um gut erreichbar zu 
sein. Ich will Raum für Diskus-
sionen schaffen und für Bür-
geranliegen im persönlichen 
Gespräch da sein.

†: Bürgerbüro klingt gut, 

aber welche Politik würde denn 
dann von diesem Bürgerbüro 
ausgehen?

Ursula Sowa: Wir Grüne wer-
den ganz gezielt daran arbeiten 
Oberfranken und die Bamber-
ger Region voranbringen. Mir 
schwebt eine Art „Landkar-
te der Zukunftsprojekte 2020“ 
vor: Zukunftsprojekte müssen 
definiert und umgesetzt wer-
den, um die Strukturschwächen 
auszugleichen. Arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen sind drin-
gend einzufordern.

Ulrike Heucken: Hier müssten 
wir die regionalen Kräfte auf al-
len Ebenen – und über Partei-
grenzen hinweg – bündeln, um 
uns Gehör und Aufmerksam-
keit zu verschaffen.

†: Was konkret sind denn 
dann die Ziele? Nur einige Bei-
spiele, bitte.

Ulrike Heucken: Für mich ste-
hen die Verwaltung und die Po-
litiker im Dienst der BürgerIn-
nen. Doch viel zu häufig wer-
den Verwaltungsvorschriften 
dazu benutzt, um Leistungen 
zu kürzen und Geld zu sparen. 
Da wird etwa Menschen, die im 
Alter auf finanzielle Unterstüt-
zung angewiesen sind, ein Ein-
bettzimmer im Heim verwehrt, 
weil ein Zweibettzimmer bil-
liger ist und der Bezirk somit 
Ausgaben reduziert. Ich finde, 
da muss die Gesellschaft solida-
rischer sein und für einen wür-
devollen Lebensabend aufkom-
men. In den Einrichtungen des 
Bezirks – also Heime und Kli-
niken – hätte ich gerne, dass 
die Küchen einen Anteil von 50 
Prozent an Bio- und/oder regi-
onalen Lebensmitteln verwen-
den.

Ursula Sowa: Zwei wichtige 
Themen will ich nennen: Das 
Ganztagschulangebot muss er-
höht werden, die Bildungssitu-
ation in Bayern ist so desaströs, 
wir brauchen mehr Lehrer und 
Lehrerinnen, aber auch mehr 
Schulsozialarbeiter, das ist je-
dem klar. Die Stadt- und Raum-
entwicklung so ökologisch und 
energieeffizient wie möglich in 
der Bayerischen Bauordnung 
zu verankern, wäre mein zwei-
tes Ziel.

†: Und wo wollen Sie das 
Geld dafür einsparen?

Ursula Sowa: Hier auch nur 
einige Beispiele: keinen wei-
teren Ausbau des Flughafens 
München, konsequente Ener-
giesparpolitik bei öffentli-
chen Gebäuden, die eingespar-
ten Transrapidmillionen. Oder 

Zeit wird’s: Mehr grüne Frauen-Power für Oberfranken

„Die Bildungssituation in Bayern ist so 
desaströs, wir brauchen mehr Lehrer 
und Schulsozialarbeiter.“ Ursula Sowa

Bezirkstag – Das unbekannte Wesen
Wir sollen den Bezirkstag wählen, aber was macht der eigent-
lich?
Fast 90 % seines Verwaltungshaushaltes gibt der Bezirk für die 
Versorgung von Pflegebedürftigen und Menschen mit geistiger, 
körperlicher oder seelischer Behinderung aus. Er gewährt Hilfe, 
wenn Menschen infolge von Krankheit oder Behinderung nicht 
ohne Betreuung und Pflege leben können. Zum Beispiel finanziert 
der Bezirk betreute Wohnformen, Ferienbetreuungen für Kinder 
mit Behinderung, Hilfen zur Schulausbildung. Er ist Träger statio-
närer Einrichtungen für Psychiatrie, Neurologie und Suchtkrank-
heiten.

Aufgabe des Bezirks ist der Unterhalt und Ausbau der Gewäs-
ser zweiter Ordnung in Oberfranken. Er ist Träger und Projektpart-
ner von Naturschutzprojekten, z. B. des LIFE-Natur Projektes zum 
Schutz der Flussperlmuschel und der Bachmuschel. In der Wasser-
wirtschaft wirkt der Bezirk bei der Umsetzung von EU-Richtlini-
en mit, übernimmt Aufgaben der Hochwasservorsorge und bie-
tet Fachberatung in Fischerei an. Kulturveranstaltungen wie etwa 
der Fränkische Theatersommer oder Rock in Oberfranken (R.I.O.) 
erhalten Zuschüsse ebenso wie andere kulturelle Einrichtungen. 
Außerdem ist der Bezirk auch für die Pflege von Heimat und Denk-
mälern in Oberfranken zuständig und ist im Bereich Landwirt-
schaft (Lehre) aktiv.

Der Bezirk finanziert sich aus der Bezirksumlage, die von al-
len Städten, Gemeinden und Landkreisen gezahlt werden muss, 
außerdem aus dem Finanzausgleich des Freistaats Bayern. Neben 
dem gewählten Bezirkstag gibt es die Bezirksverwaltung, die un-
ter der Leitung des Bezirkstagspräsidenten steht. Sitz ist in Bay-
reuth. Der Bezirkstag setzt sich aus 17 Mitgliedern zusammen (10 
CSU, 5 SPD, 1 Grüne, 1 Freie Wähler).

In der Politik spielt der Bezirk bisher keine nennenswerte Rol-
le, was mit der München-Hörigkeit der CSU-PolitikerInnen in Bay-
ern zu tun hat. Sehr wohl könnte man in Oberfranken den Bezirk 
als politisches Gegengewicht und Sprachrohr in Richtung Mün-
chen ausbauen – mit anderen Mehrheitsverhältnissen.

Fundsache im Landtagswahlkampf
Menschen in Not?
Die CSU Bayern hat zwar schon angekündigt, dass ihr Wahlkampf-Etat für die Landtagswahl 11 Mio 
Euro umfasst. Doch im Juni 2008 „kam“ MdL Melanie Huml (CSU) „nicht umhin“, Menschen in Bam-
berg brieflich um weitere finanzielle Unterstützung für die CSU zu bitten. Denn der CSU drohe gro-
ße Gefahr und Unbill von niederträchtigen Kräften, so Huml in ihrem Schreiben, das auch auf dem 
Tisch der - Redaktion landete: „Die Oppositionsparteien versuchen nun in einer verhängnisvol-
len Vierer-Allianz (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Freie Wähler, FDP) diese Erfolgsgeschichte zu been-
den. Der einzige Inhalt dieses Bündnisses: Alle gegen die CSU.“
Was muss die CSU bloß für einen Bammel haben! … Da hilft nur: Wählen gehen! CSU desensibilisie-
ren! Auch „50 % minus x“ ist eine wertvolle Erfahrung! Und die  sichert zu: Nach der Wahl ver-
schicken wir Bettelbriefe – zur Finanzierung einer Trauma-Therapie für die gesamte CSU. Verspro-
chen!

solche Zuschüsse sich nicht jähr-
lich automatisch und ohne Dis-
kussion steigern dürfen. Kleine 
Kulturträger würden sich nach 
solchen Vorzugsbedingungen 
die Finger lecken.

†: Na, da wird es aber 
gleich wieder heißen: Die Grü-
nen sind gegen die Symphoni-
ker.

Ursula Sowa: Das sind wir 
ganz bestimmt nicht. Die Sym-
phoniker sind für Bamberg le-
benswichtig, wie eine Impact-
studie beweist. Bamberg hat 
auch als Universitätsstandort 
seinen Schwerpunkt auf Geis-
tes- und Kulturwissenschaften. 
Für das Wirtschaftsleben ist 
Kultur in alle ihren Ausprägun-
gen eine wichtige Säule, die ge-
pflegt werden muss.

Ulrike Heucken: Deshalb sind 
Kulturförderrichtlinien für 
Oberfranken ein wichtiges Ziel 
– ähnlich wie sie auf Antrag der 
GAL gerade für Bamberg erar-
beitet werden. Woran man wie-
der sehen kann, wie sehr die 
politischen Ebenen ineinander 
greifen.

†: Ein schönes Schluss-
wort. Danke für das Gespräch.

sys

„Da muss die Gesellschaft solidarischer 
sein und für einen würdevollen Lebens-
abend aufkommen.“ Ulrike Heucken

Ursula Sowa und Ulrike Heucken� Photo: Kopfwerk

Zwei Frauen bewerben sich für die Bamberger Grü-
nen um die Erststimmen bei Landtags- und Bezirks-
tagswahlen. Zwei Frauen, die in der Bamberger Poli-
tik seit langem bekannt sind. Ulrike Heucken ist Stadt-
rätin und Bezirksrätin, sie engagiert sich im Vorstand 
des Bürgervereins 4. Distrikt und organisiert alljährlich 
federführend die Sandkerwa. Ursula Sowa hat gerade 
ihre dritte Stadtratsperiode begonnen, war drei Jahre 
lang im Bundestag und gilt als Galionsfigur der Bam-
berger Grünen.
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Ulrike Heucken
Direktkandidatin Stimm-
kreis 402 Bamberg-Stadt
Listenplatz 1

Ulrike Heucken ist bereits 
seit 2006 Mitglied im Be-
zirkstag Oberfranken und 
hat sich dort inzwischen ei-
nen Namen gemacht. Den 
hat sie in Bamberg schon 
lange, denn als Geschäfts-
führerin der Sandkerwa 
GmbH, als stellvertreten-
de Vorsitzende des Bürger-
vereins Sand und als GAL-
Stadträtin ist sie vielen be-
kannt. Nach ihrer ersten 
Wahl 2002 hat sie gerade 
ihre zweite Stadtratsperio-
de angetreten – sie vertritt 
die GAL als personalpoli-
tische Sprecherin, als Stif-
tungsrätin für die Sozi-
alstiftung und in einigen 
weiteren Aufsichtsgremi-
en. Die 45-jährige Allroun-
derin ist gelernte Arzthelfe-
rin, hat einige Semester So-
zialpädagogik studiert und 
war Pionierin als Inhabe-
rin eines Bioladens. Ulrike 
Heucken hat zusammen 
mit ihren zehn und 23 Jah-
re alten Töchtern sowie ih-
ren Brüdern und deren Fa-
milien ein Wohnprojekt 
„Großfamilie“ in die Tat 
umgesetzt – natürlich in 
der Sandstraße.

Verena Schreiber
Direktkandidatin Stimm-
kreis 401 Bamberg-Land
Listenplatz 5

Verena Schreiber ist ge-
bürtige Bambergerin und 
in Weismain aufgewach-
sen. In Bischberg, wo die 
44-Jährige seit 1990 lebt, 
war sie neun Jahre lang 
für die Grünen im Ge-
meinderat. Dort engagiert 
sie sich auch ehrenamt-
lich in der Pfarrgemein-
de und ist Mitveranstalte-
rin des Weltgebetstags der 
Frauen. Außerdem ist sie 
Mitglied beim Bund Na-
turschutz. Die verheirate-
te Mutter von zwei Töch-
tern hat als Sozialpädago-
gin mit verhaltensauffäl-
ligen Kindern und hörge-
schädigten Erwachsenen 
gearbeitet. Danach studier-
te sie Lehramt an berufli-
chen Schulen und arbeitet 
derzeit als Lehrerin an der 
Berufsfachschule für Al-
tenpflege und Altenpflege-
hilfe in Hofheim. Ihr poli-
tischer Schwerpunkt sind 
soziale Themen. Weil ihr 
der Umgang unserer Ge-
sellschaft mit Alter und 
Behinderung am Herzen 
liegt, kandidiert sie für den 
Bezirkstag, der hier viele 
Zuständigkeiten trägt.

Ralph Wnendt

Listenplatz 6

Ralph Wnendt stammt 
aus Neuendettelsau und 
lebt seit seinem Psycholo-
gie-Studium in Bamberg. 
Er ist verheiratet und hat 
zwei Söhne. Vor zehn Jah-
ren gründete er die Mo-
bile Betreuung Bamberg 
(MoBam), die mit heute 30 
MitarbeiterInnen im Be-
reich der Jugendhilfe als 
selbstständiger Träger tä-
tig ist und von ihm gelei-
tet wird. MoBam bietet Fa-
milienhilfen, Erziehungs-
beistandschaften und be-
treutes Wohnen bis hin zu 
Elterntrainings und Anti-
Gewalt-Kursen für Män-
ner an. Darüber hinaus 
arbeitet der 42-Jährige bei 
verschiedenen Stadtteilar-
beitskreisen mit, ist aktiv 
beim AK Sucht und Ge-
walt und beim psychosozi-
alen Arbeitskreis (PSAK). 
An der Universität hält er 
Veranstaltungen zum The-
ma Kindeswohl und Ju-
gendhilfe. Aus diesem En-
gagement ergibt sich auch 
Ralph Wnendts politischer 
Schwerpunkt: Die präven-
tive Arbeit mit Jugendli-
chen. 

Ursula Sowa
Direktkandidatin Stimm-
kreis 402 Bamberg-Stadt
Listenplatz 3

Wenn jemand mit Herz-
blut politisch engagiert ist, 
dann Ursula Sowa. Mit 
Baby im Arm (das Jüngs-
te von drei Kindern) über-
nahm sie ihr erstes Stadt-
ratsmandat 1990 und ver-
trat die GAL zwölf Jah-
re in dem Gremium. 2002 
wurde sie in den Deut-
schen Bundestag gewählt, 
wo sie bis 2005 vor allem 
in den Bereichen Bauen 
und Kultur aktiv war. Zu-
rück in Bamberg kehrte sie 
mit den Kommunalwahlen 
nun wieder in den Stadtrat 
zurück, wo sie baupoliti-
sche Sprecherin der GAL 
ist. Auf Landesebene hat 
sie den Grünen-Landesar-
beitskreis LAK Kultur ins 
Leben gerufen und ist au-
ßerdem Mitglied im Par-
teirat der bayerischen Grü-
nen. Die 51-Jährige wurde 
in Würzburg geboren und 
ist in Bamberg aufgewach-
sen. In Berlin studierte sie 
Architektur an der Kunst-
akademie und ist neben ih-
rem politischen Engage-
ment als freischaffende Ar-
chitektin tätig.
www.ursula-sowa.de

Wen wählen? – Natürlich nur grün!

Andreas Lösche
Direktkandidat im Stimm-
kreis 401 Bamberg-Land
Listenplatz 8

Eine gerechtere Bildung, 
die die Schule im Dorf 
lässt, und eine Verkehrs-
politik, die die Menschen 
wirklich miteinander ver-
bindet. Das sind zwei zen-
trale Themen, für die sich 
Andreas Lösche im Land-
tag einsetzen möchte. Sein 
Einsatz als Jugendfußball-
trainer macht dabei sein 
Eintreten für die junge 
Generation ebenso deut-
lich wie seine Mitglied-
schaft beim Jugendblasor-
chester Oberhaid. Andre-
as Lösche ist 41 Jahre alt. 
Der gebürtige Nürnberger 
ist verheiratet und hat drei 
Kinder im Alter von vier, 
acht und zwölf Jahren. Seit 
seinem Germanistikstu-
dium in Würzburg und 
Bamberg ist er selbständig 
in der Musikbranche tätig. 
Ausgedehnte Konzertrei-
sen führen ihn seither be-
ruflich durch ganz Europa, 
Afrika und Asien. Er ist im 
Kreisvorstand der Grünen 
Bamberg-Land. Die Idee 
eines Nationalparkes Stei-
gerwald ist ihm eine Her-
zensangelegenheit.
www.andreas-loesche.com 

Dorothea  
Schoppek

Listenplatz 11

Dorothea Schoppek ist eine 
ebenso junge wie engagier-
te Politikerin. Die 21-jähri-
ge gebürtige Bambergerin 
legte vor zwei Jahren ihr 
Abitur ab, kam danach als 
Praktikantin zu den Grü-
nen und wurde kurz dar-
auf als Kreisgeschäftsfüh-
rerin für das GAL-Büro am 
Unteren Kaulberg 22 über-
nommen. Außerdem ist 
sie bei der Grünen Hoch-
schulgruppe GHG aktiv, 
hat eine Jugendkampagne 
und den GAL-Blog mitini-
tiiert, setzt sich gegen auf-
keimenden Rechtsextre-
mismus ein und für mehr 
politische Beteiligung von 
Jugendlichen. Seit 2007 
studiert sie an der Bamber-
ger Universität Politikwis-
senschaft und Philosophie.
Photos: Kopfwerk

Bezirkstag� Landtag�
Gerhard Olesch

Listenplatz 16

Gerhard Olesch ist 54 Jahre 
alt, in Bremen aufgewach-
sen, lebt heute in Königs-
feld und hat einen Sohn. 
Er studierte Schulmusik 
und Englisch in Hannover 
und Musikwissenschaft 
in Göttingen. Nach einer 
zweijährigen Lehrtätigkeit 
in den USA war er 1989 
der Gründungsleiter der 
Kreismusikschule Bam-
berg. Heute arbeitet er als 
Gymnasiallehrer in Bam-
berg (Franz-Ludwig-Gym-
nasium) und in Hof. Auch 
ehrenamtlich widmet er 
sich den schönen Klängen: 
Er ist seit 1990 der künst-
lerische Leiter der Rosen-
garten-Serenaden in Bam-
berg, seit 2000 im Regio-
nalausschuß des Wettbe-
werbes „Jugend musiziert“. 
Er übernimmt die künstle-
rische Leitung von Bam-
berger Neujahrskonzerten 
und des Bamberger Kam-
merorchesters. Gerhard 
Olesch sieht in Kultur ei-
nen wichtigen Wirtschafts-
faktor und möchte Kultur 
und Tourismus sowie Kul-
tur und Bildung stärker 
vereinen.

Warum werben die Parteien 
eigentlich immer damit, dass 
man sie bei Landtags- und Be-
zirkstagswahlen mit zwei Stim-
men wählen soll? Der Grund: 
Bei den bayerischen Wahlen 
werden alle Erst- und Zweit-
stimmen zusammengezählt, um 
die Verteilung der Parlaments-
sitze auf die Parteien zu ermit-
teln. (Anders als bei der Bun-
destagswahl, wo darüber nur 
die Zweitstimme entscheidet.)

Grün wählen bedeutet al-
so: Mit beiden Stimmen Grün 
wählen. 

Empfehlung der  : 
Zweimal grün.

Wer’s genauer wissen will, hier 
eine Erklärung des bayerischen 
Wahlsystems:

Bayern ist in sieben Wahl-
kreise aufgeteilt – entsprechend 
den Regierungsbezirken. In den 

Wahlkreisen (bei uns Ober-
franken) gibt es neun Stimm-
kreise: Bamberg gehört mit 
den Umlandgemeinden Bisch-
berg, Gundelsheim, Hallstadt, 
Oberhaid, Viereth-Trunstadt, 
Lisberg, Priesendorf, Stegau-
rach und Walsdorf zum Stimm-
kreis 402 Bamberg-Stadt.

Im Stimmkreis bewirbt sich 
von jeder Partei ein Direktkan-
didat bzw. eine Direktkandida-
tin um die Erststimme – für 
Bündnis 90/Die Grünen ist das 
Ursula Sowa. Die Zweitstimme 

hingegen geben die WählerIn-
nen einer Liste, die im Wahl-
kreis Oberfranken aufgestellt 
wurde. Auf dieser Liste befin-
den sich KandidatInnen aus 
ganz Oberfranken: Direktkan-
didatInnen aus den anderen 
oberfränkischen Stimmkrei-
sen, z. B. der Direktkandidat 
aus unserem Nachbarstimm-
kreis 401 Bamberg-Land, An-
dreas Lösche auf Platz 8, und 
weitere ListenkandidatInnen, 
aus Bamberg ist das noch Doro-
thea Schoppek auf Platz 11. Ins-
gesamt sind 17 KandidatInnen 
auf der Wahlkreisliste (auch bei 
den anderen Parteien), denn 
Oberfranken erhält im Landtag 
17 Mandate.

Für den Bezirkstag läuft das 
fast gleich: Es gibt ebenfalls 17 
KandidatInnen auf der Liste, 
weil es 17 Bezirksräte im ober-
fränkischen Bezirkstag gibt. 

Wie wählen? Erst- und Zweitstimme sind gleichermaßen wichtig!

Stimmkreis 402 
Bamberg-Stadt
Stadtgebiet Bamberg, Bisch-
berg, Gundelsheim, Hallstadt, 
Oberhaid, Viereth-Trunstadt, 
Lisberg, Priesendorf, Stegau-
rach und Walsdorf

Auch die Stimmkreise sind 
gleich – und ebenso das Aus-
zählverfahren für die Wähler-
stimmen. Grüne Direktkandi-
datin aus Bamberg-Stadt ist Ul-
rike Heucken, auf der Liste ste-
hen Verena Schreiber (Platz 5 
und Direktkandidatin aus Bam-
berg-Land), Ralph Wnendt 
(Platz 6) und Gerhard Olesch 
(Platz 16).

Wie viele Mandate eine Par-
tei aus Oberfranken im Land-
tag oder Bezirkstag bekommt, 
errechnet sich aus der Sum-
me der Erst- und Zweitstim-
men bzw. danach, wie viele 
Prozent diese in Bezug auf alle 
Wählerstimmen ausmacht. Alle 
mit einfacher Mehrheit gewähl-
ten DirektkandidatInnen aus 
den Stimmkreisen bekommen 
auf jeden Fall ihr Mandat. Al-
le weiteren Mandate, die even-
tuell noch für die jeweilige Par-

tei auf den Wahlkreis entfallen, 
werden entsprechend der Wahl-
kreisliste von oben her verteilt.

Und hier gibt es eine zusätz-
liche Besonderheit im bayeri-
schen Wahlsystem. Die von 
den Parteien vorgegebene Rei-
henfolge auf der Liste wird 
durch die Wähler verändert. In 
Bayern kann man nämlich kein 
„Listenkreuz“ machen, also ein-
fach dem Listenvorschlag seine 
Stimme geben. Sondern man 
muss eine Person auf der Lis-
te wählen, die dann auch die 
Stimme für sich verbucht. Meist 
werden zwar die KandidatIn-
nen auf Platz 1 gewählt, einfach 
weil sie halt ganz oben stehen, 
aber informierte WählerIn-
nen schauen sich die Listen ge-
nau an und machen ihr Kreuz 
durchaus auch weiter unten auf 
der Liste. Wenn die Listen aus-
gezählt werden, ergibt sich da-

raus eine neue Reihenfolge: 
Wer viele Stimmen bekommen 
hat (Erst- und Zweitstimme zu-
sammen) kann auf diese Weise 
nach vorne rücken.

Das war im Jahr 2003 zum 
Beispiel bei Ulrike Heucken so, 
die mit vielen Erst- und Zweit-
stimmen von Platz 7 auf Platz 
2 vorgewählt wurde und dann 
drei Jahre später in den Bezirks-
tag nachrückte. Diesmal könnte 
diese Regelung der Bamberger 
Grünen-Kandidatin Ursula So-
wa für den Landtag nutzen. Sie 
steht auf Platz 3 der Oberfran-
ken-Liste, hat aber gute Chan-
cen, auf Platz 2 vorzurücken. 
Wenn der starke politische Rü-
ckenwind und die Wechselstim-
mung in Bayern dann noch da-
für sorgen, dass diesmal zwei 
Grüne aus Oberfranken nach 
München ziehen, dann wäre 
„unsere Uschi“ dabei.� sys

Landtags- und 
Bezirkstagswahl 
28. September 2008

www.gal.bamberg.de
www.gruene-bayern.de

Die  stellt die sieben Kandidatinnen und Kandidaten aus Bamberg und Umgebung vor.
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Rathausma in
Meldung nach 
Vollzug:  
Umweltamt aus 
Zentrale verbannt
Das war kein guter Abschieds-
stil, den sich der Oberbürger-
meister da vom scheidenden 
Stadtrat geleistet hat – und es 
war wenig vielversprechend 
für die künftige Stadtratsperi-
ode. In der letzten Sitzung des 
„alten“ Bausenats stellte der 
OB die StadträtInnen vor voll-
endete Tatsachen. Wie die Bau-
senatsmitglieder offiziell erfuh-
ren – wenn sie nicht vorher 
schon den Rathaus-Flurfunk 
gehört hatten – waren die Mit-
arbeiterInnen des Umweltamts 
in ein neu angemietetes Haus 
in der Mußstraße 28 umgezo-
gen. Der OB hatte – ohne mit 
dem Stadtrat Rücksprache zu 
halten – einen Mietvertrag un-
terschrieben, und diesen gleich 
noch um eine Kaufoption auf 
das gesamte Objekt erweitert. 
Für den Kauf brauchte er al-
lerdings nun doch die Zustim-
mung des Stadtrat, denn im-
merhin handelte es sich um ei-
ne Ausgabe von mehr als 1,7 
Mio Euro.

Somit wurde also das Um-
weltamt von der Rathauszent-
rale am Maxplatz in eine Au-
ßenstelle am Rande der Innen-
stadt verbannt (woraus man 
freilich einige Schlüsse über 
die Wertigkeit des Amts beim 

Oberbürgermeister ziehen 
könnte). Der Stadtrat wurde in-
formiert, erst nachdem der Um-
zug bereits stattgefunden hatte. 
Und mit Umzug und Kaufop-
tion hat der OB eine Investiti-
on von 1,7 Mio Euro so weit ge-
trieben, dass der Stadtrat regel-
recht überrumpelt war.

Die Stadtratsmehrheit hat 
sich’s trotzdem gefallen lassen, 
ist auf das „starke“ Muskelspiel-
chen eingestiegen und stimmte 
– gegen die GAL – dem Kauf 
zu. Zur gleichen Zeit übrigens 
haben (aus Geldmangel) Stadt-
ratsmehrheit und Oberbür-
germeister die noch im Janu-
ar vollmundig angekündigte 
1-Million-Investition in Klima-
schutzmaßnahmen deutlich zu-
sammengeschnurrt und größ-
tenteils auf die nächsten Jahre 
verschoben. Wo das Geld statt-
dessen hingewandert ist? Na, 
in die Mußstraße!

Tricky Dani und ihre 
Spielhölle
Das Stadtratsmandat ist be-
kanntlich ein Ehrenamt – was 
eine gewisse Selbstlosigkeit im-
pliziert – also den Willen, sich 
zum Wohle der Gemeinschaft 
einzusetzen und nicht im eige-
nen Interesse. Deshalb sieht die 
Bayerische Gemeindeordnung 
vor, dass Stadtratsmitglieder 
bei Entscheidungen nicht mit-
beraten und mitstimmen dür-

fen, die ihnen (oder einer von 
ihnen vertretenen Person) ei-
nen persönlichen Vorteil brin-
gen könnten. Das gilt auch für 
Architekten, die an dem zu ent-
scheidenden Bauvorhaben be-
teiligt sind. So wurde das im 
Bamberger Stadtrat auch im-
mer gehandhabt – das war Eh-
rensache.

Aber das war vor „Tricky 
Dani“ – Daniela Reinfelder, 
neu gewählte CSU-Stadträtin, 
Bürgervereinsvorsitzende in 
Gaustadt und rührige Archi-
tektin. Aus ihrer Feder stam-
men die Pläne zur Erweiterung 
einer Spielothek in der Königs-
traße, die im Juli als Bauantrag 
dem Bausenat vorlegt wurden. 
Und sie verhielt sich keines-
wegs passiv, als der umstrittene 
Tagesordnungspunkt (der be-
reits bei zwei Bausenatssitzun-
gen vorher keine Mehrheit ge-
funden hatte) abgestimmt wur-
de, sondern erhob wie selbst-
verständlich für „ihr“ Projekt 
die Hand.

Zuvor hatte sie allerdings 
(durch einen Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung!) die rechtli-
che Lage prüfen lassen. Und 
die war – formal – tatsächlich 
auf ihrer Seite. Als Architektin 
hatte sie laut Vertrag „nur“ den 
Auftrag zur Planerstellung, und 
dieser war mit Vorlage der Plä-
ne, also zum Zeitpunkt der Ab-
stimmung im Bausenat schon 
beendet. Deshalb, so die juris-
tische Schlussfolgerung, könne 

sie keinen Vorteil aus der Ge-
nehmigung mehr ziehen. Ganz 
schön tricky, oder?

Was „Tricky Dani“ bei der 
Bausenatssitzung natürlich 
nicht verraten hat, ist, wel-
cher Architekt oder welche Ar-
chitektin denn den Anschluss-
auftrag – nämlich zur Ausfüh-
rung des Erweiterungsbaus – 
bekommt. Die -Redaktion 
ist da ganz schön gespannt …

Hinterhalt gefähr-
det demokratisches 
Verfahren zum Mas-
terplan Innenstadt
Was macht man in festgefahre-
nen Situationen, in denen nichts 
mehr vorwärts geht, z. B. in der 
Bamberger Verkehrspolitik? 
Seit Jahren gibt es Stillstand, 
weil die Fronten verhärtet sind 
zwischen denen, die den Ver-
kehr weitgehend aus der In-
nenstadt heraushalten wol-
len, und denen, die nach noch 
mehr Parkplätzen rufen. Die 
Stadt hat sich dazu etwas ein-
fallen lassen: den Masterplan 
Innenstadt. Dieser Plan sollte 
von ausgewählten Interessen-
vertreterInnen und BürgerIn-
nen der Stadt in einem mode-
rierten Verfahren, begleitet von 
externen Profis, erarbeitet wer-
den. Ziel war eine ausgewoge-
ne Zielsetzung für die Stadtpla-
nung, die dem Stadtrat in den 

vergangenen Jahrzehnten nur 
sehr unzureichend gelungen 
ist. Über mehrere Monate hin-
weg trafen sich regelmäßig 39 
TeilnehmerInnen und disku-
tierten in Arbeitsgruppen die 
Ziele für die Innenstadt. Auf 
sieben Oberziele einigten sie 
sich und formulierten eine ge-
meinsame Konvention, die bei 
der Abschlussveranstaltung fei-
erlich von allen unterzeichnet 
werden sollte.

Doch dann sorgte Stadtmar-
keting-Geschäftsführer (und 
„Bamberger Realisten“-Stadt-
rat) Klaus Stieringer für einen 
Eklat. Stieringer, in der Ver-
gangenheit einer der lautesten 
Rufer nach mehr Parkplätzen, 
ließ nach der Schlussabstim-
mung des Konventionstextes 
außerhalb der Versammlung 
einen Passus aufnehmen, in 
dem festgehalten werden soll-
te, dass eine Gruppe von Teil-
nehmern das Oberziel 7 („Den 
Motorisierten Individualver-
kehr deutlich beruhigen und 
reduzieren“) ablehnt. Dieses 
das gesamte Verfahren kom-
promittierende Vorgehen wur-
de – eher zufällig – durch eini-
ge andere Teilnehmer beim Ge-
genlesen entdeckt und konn-
te deshalb noch rückgängig ge-
macht werden. Offensichtlich 
waren die Vertreter des Gegen-
votums nicht in der Lage gewe-
sen, im laufenden Verfahren 
ihren Standpunkt einzubrin-
gen, und wollten nun auf frag-

würdige Weise ihre Interessen 
einbringen und so die Mediati-
onsergebnisse verfälschen.

Unterm Strich blieb, dass 
die Minderheit mit ihrer For-
derung nach einer „Tiefgara-
ge unter dem Schönleinsplatz“ 
als abweichende Meinung in 
der Konvention notiert ist, ob-
wohl zuvor die überwiegen-
de Mehrheit diese Maßnahme 
ausdrücklich nicht gewünscht 
hatte. Festzuhalten bleibt aber 
auch, dass ein Mitglied des 
Stadtrates ein demokratisches 
und vom Stadtrat beauftragtes 
Verfahren zu umgehen und da-
mit zu diskreditieren versuch-
te.

Dennoch bieten die Ergeb-
nisse des Mediationsverfahrens 
eine gute Grundlage für einen 
Neuanfang in der Bamberger 
Verkehrspolitik. Von dem ge-
schilderten Zwischenfall abge-
sehen wurden Fronten über-
wunden und eher die Gemein-
samkeiten herausgearbeitet als 
die Gegensätze gepflegt. Es 
kommt jetzt darauf an, welche 
Umsetzungsschritte Stadtver-
waltung und Stadtrat aus den 
Ergebnissen ableiten. Immer-
hin hat eine Mehrheit im Stadt-
rat hoffentlich erkannt, dass es 
diese Chancen zu nutzen gilt. 
In einer gemeinsamen Presse-
mitteilung von CSU, SPD und 
GAL bekennen diese sich zu 
den Zielen des Masterplans In-
nenstadt.� sys

Junges politisches Engagement 
wird einem schwer gemacht. 
„Politikverdrossenheit entge-
genwirken“ hört mensch von 
allen Seiten. Aber dann kön-
nen wir als Grüne Jugend ei-
nen Info-Stand oder eine Akti-
on nicht alleine anmelden, son-
dern brauchen vom Ordnungs-
amt aus eine volljährige Per-
son, die ständig dabei ist. Wir 
haben aber eigene Inhalte und 
brauchen keine AufpasserIn-
nen. Wir sind die Grüne Jugend 
Bamberg, und wir wollen poli-
tisch aktiv sein!

Allen noch so großen Zwei-
feln zum Trotz ist es mittlerwei-
le neun Monate und mehrere 
Aktionen her, dass wir uns ge-
gründet haben – und engagiert 
dabei sind wir immer noch. 
Auch wenn wir ein eher klei-

Die Grüne Jugend Oberfranken 
setzte sich bei ihrer letzten Mit-
gliederversammlung mit dem 
neuen am 1. Oktober in Kraft 
tretenden Versammlungsrecht 
in Bayern auseinander. 

Wir vertreten die Meinung, 
dass das neue Gesetz an vielen 
Stellen sehr ungenau formuliert 
ist, was viel Interpretations-
spielraum lässt. Dadurch kön-
nen Vorschriften zum Nach-
teil der VeranstalterInnen und 
der TeilnehmerInnen ausgelegt 
werden. Es können etwa ein-

ner Ortsverband sind, vertreten 
wir unsere Meinung im Bezirks- 
und sogar im Landesvorstand 
selbstbewusst! Der Vorstand 
der Grünen Jugend Oberfran-
ken wird zum Beispiel zu mehr 
als der Hälfte von der Grünen 
Jugend Bamberg gestellt.

Nur an der Volljährigkeit 
scheinen wir zu „scheitern“ – 
unser Altersdurchschnitt liegt 
bei ungefähr 15 Jahren. Aber 
wir werben fleißig, und was 
noch nicht ist, kann ja noch 
werden. Für die Zukunft planen 
wir auf jeden Fall vermehrt Ak-
tionen, auch für den Landtags-
wahlkampf. Denn unserer Mei-
nung nach braucht politisches 
Engagement kein Mindestalter.
Isabel Schmuck (Beisitzerin im Vor­

stand GJ Bamberg, Polit. Geschäfts­
führerin der GJ Oberfranken)

Grüne Jugend will 
Partizipation leichter machen

Kontakt zur Grünen Jugend: 
gj.bamberg@googlemail.com

Die GJ Bamberg trifft sich je-
den ersten Donnerstag im Mo-
nat um 16.15 Uhr im GAL-Büro 
am Unteren Kaulberg 22.

Mareike Reichl, Isabel Schmuck, Julian Kalks, Svenja Fluhrer von der GJ-Bamberg� Photo: GJ

heitliche Optik – ob Flaggen, 
Schilder oder Kleidung – gegen 
das neue Militanzverbot versto-
ßen, gerade wenn diese eventu-
ell eine einschüchternde Wir-
kung haben könnten. Zusätzlich 
zu vielen anderen zweifelhaf-
ten Änderungen, können nun 
auch schon zwei Personen, wel-
che sich laut in der Öffentlich-
keit unterhalten, als Versamm-
lung gewertet werden. Die Poli-
zei kann dann gegen diese „Ver-
sammlung“ vorgehen. Eben-
so missfallen uns die Vorgaben 

Demokratische Rechte in Bayern eingeschränkt

bezüglich geschlossener Räu-
me. „Eine Ausweitung des Ver-
sammlungsrechts auf geschlos-
sene Räume sehen wir sehr kri-
tisch. Verfassungsrechtlich ist 

dies mehr als bedenklich“, er-
klärt GJ-Oberfranken Spreche-
rin und GJ-Bamberg Beisitzerin 
Mareike Reichl. Wie weit dür-
fen unsere Freiheiten und Rech-
te eingeschränkt werden? Wie 
weit lassen wir sie uns von der 
schwarzen Macht einschrän-
ken?

Das neue Gesetz ist eine wei-
tere Belastung für die Umset-
zung der Meinungsfreiheit. An-
geblich ein weiterer Schritt zu 
unserer Sicherheit, doch wie 
der amerikanische Schriftsteller 
und Politiker, Benjamin Frank-
lin schon sagte: „Wer die Frei-
heit aufgibt um Sicherheit zu ge-
winnen, der wird am Ende bei-
des verlieren.“
Svenja Fluhrer (Sprecherin von GJ-

Bamberg und GJ-Oberfranken)
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in ihren Randbereichen beson-
ders intensiv bejagt. Längst hat 
die Debatte um einen National-
park die rationale Ebene verlas-
sen, ein vernünftiges Gespräch 
ist zwischen Befürwortern und 
Gegnern kaum mehr möglich, 
viele vor Ort zeigen mit Trans-
parenten ihre Ablehnung.

Eine Versachlichung der Dis-
kussion ist dringend angeraten. 
Ein wichtiger Schritt dazu wä-
re eine fundierte Machbarkeits-
studie, die Pro und Contra glei-
chermaßen berücksichtigt. Die 
Staatsregierung in München 
aber sträubt sich gegen eine sol-
che Studie. Dies wohl deshalb, 
weil sie weiß, welches Ergeb-
nis dabei herauskäme. Die Grü-
nen jedenfalls werden im Land-
tag auf eine Machbarkeitstudie 
drängen.

Andreas Lösche,  
Grüne KV Bamberg-Land

Machen Sie einmal einen Spa-
ziergang im Böhlgrund nahe 
Zell am Ebersberg oder lassen 
Sie sich von einem Experten 
durch das Naturwaldreservat 
Brunnstube unweit von Ebrach 
führen. Vermutlich geht es Ih-
nen dann auch wie schon so 
vielen, die sich mittlerweile für 
die Idee eines Nationalparks 
Steigerwald begeistern und ein-

setzen. Denn hier gibt es für die 
Besucher etwas zu bestaunen, 
was man sonst in Deutschland 
kaum noch findet, einen Wald, 
wie er einst 80 % der Fläche 
Deutschlands überzog. 

Hier im Steigerwald gibt es 
ihn vereinzelt noch, den ty-
pischen fränkischen Urwald 
mit seinen bis zu 350 Jahre al-
ten Buchen und anderen Laub-

bäumen wie Erlen und Eschen. 
Hier hat man auch wieder den 
Eremit gefunden, ein Käfer, der 
als Urwaldrelikt gilt. Fleder-
mäuse und viele Spechtarten 
haben sich wieder angesiedelt, 
mit dem Halsbandschnäpper 
hat sich eine vom Aussterben 
bedrohte Vogelart niederge-
lassen, der Ruf des Käuzchens 
ist zu hören und im Mai quakt 

der Laubfrosch sein Liebeslied. 
Hier tobt das pralle Leben, wie 
wir es aus den uns vertrauten 
Nutzwäldern längst nicht mehr 
kennen.

Freilich konnte sich eine der-
art beeindruckende Fauna nur 
dort wieder entwickeln, wo seit 
einigen Jahrzehnten die Natur 
ungestört wieder Natur sein 
darf, wo man den Wald wieder 
sich selbst überlässt, wo auch 
Totholz Lebensraum bietet und 
der Kreislauf des Lebens wie-
der halbwegs intakt ist.

Diese Vielfalt des Naturwal-
des begeistert nicht nur die Na-
turschützer, sie bietet auch ein 
großes Potential für einen sanf-
ten Tourismus, wie dies etwa 
die Nationalparke Hainich und 
Bayerischer Wald eindrucks-
voll beweisen. Dort nämlich 
weisen die Übernachtungszah-
len der Hotels und Pensionen 
seit Jahren erstaunliche Wachs-
tumsraten auf.

Und so entstand vor einigen 
Jahren schon die Idee eines Na-
tionalparkes Steigerwald, getra-
gen von einer Allianz von Be-
fürwortern, die vom Bund Na-

Eine Chance für den Steigerwald
Die Diskussion um einen Nationalpark erhitzt die Gemüter. Und doch wird der Nationalpark wohl kommen.

turschutz bis zum Bamberger 
Landrat reicht. Ein National-
park wäre eine ideale Symbio-
se aus Naturschutz und Förde-
rung einer strukturschwachen 
Region, sind sich die Befürwor-
ter sicher. Denn im Steigerwald 
schrumpft die Bevölkerung und 
die Schulen schließen, wie gera-
de erst in Rauhenebrach. Ein 
Gütesiegel Nationalpark könn-
te der Region neue Impulse ge-
ben, den Tourismus ankurbeln 
und damit Wirtschaftskraft in 
den Steigerwald bringen.

Und es profitiert die Natur, 
wenn wir endlich unserer Ver-
pflichtung nachkommen dieses 
einmalige Naturerbe Buchen-
wald zu schützen. Spätestens 
seit der UN-Artenschutzkonfe-
renz im Mai, wo sich Deutsch-
land darauf festlegte bis 2020 
mindestens 5 % des Waldes aus 
der Nutzung zu nehmen, hat 
man diese Verantwortung er-
kannt. Nun gilt es sie umzu-
setzen. Und dies geht am leich-
testen dort, wo der Wald so-
wieso schon dem Staat gehört. 
Dies ist im Steigerwald der Fall, 
denn die gesamte Fläche des 
angedachten Nationalparks ist 
Staatsforst. Wenn Deutschland 
sein 5 %-Ziel binnen elf Jah-
ren also wahr machen möch-
te, dann ist ein Nationalpark im 
Steigerwald nur folgerichtig.

n e i g e d
CSU umgekippt – SPD folgsam
Da spitzte das politische Bamberg die Ohren, als Anfang 
Mai zwischen den Fraktionen von CSU und GAL eine „Koope-
rationsvereinbarung“ geschlossen werden sollte. In den 
nächsten sechs Jahren plante man insgesamt 14 von der 
GAL vorgeschlagene Programmpunkte (von Klimaschutz bis 
zu Kultur) im Stadtrat gemeinsam auf den Weg zu bringen. 
Im Gegenzug dazu erklärte sich die GAL bereit, dem CSU-
Aspiranten auf den zweiten Bürgermeisterposten, Werner 
Hipelius, eine sichere Mehrheit zu verschaffen.
CSU-Chef Müller hatte sich dazu offenbar genötigt gesehen, 
weil die sonst mit der CSU klüngelnde SPD diesmal den 
CSU-Kandidaten nicht wählen wollte, ohne selbst einen 
Kandidaten durchzubringen – als (neuen) dritten Bürger-
meister. Führende CSUler (Müller, Heller, Hipelius) hatten 
deshalb mit der GAL über Wochen verhandelt. Es sah so aus, 
also ob erstmals transparente Absprachen über politische 
Inhalte zustandekommen würden. Die GAL hätte dabei 
wichtige Punkte durchsetzen können.
Doch es kam anders. Obwohl die Kooperationsvereinba-
rung bereits – von beiden Seiten autorisiert – über Presse 
veröffentlicht und im Internet im Wortlaut zu lesen war, 
unterzeichnete die CSU dann doch nicht. Interne Macht-
kämpfe und persönliche Ränkespiele sind dahinter ebenso 
zu vermuten wie eine ausgesprochen mangelhafte Kommu-
nikationskultur. Aber auch von einem in der CSU-Fraktion 
mächtig auf den Tisch hauenden OB Starke war gerüchte-
weise zu hören.
Das Ergebnis jedenfalls war klar. Zwei Tage später distan-
zierte sich CSU-Chef Müller namens seiner Fraktion öffent-
lich von seiner eigenen Zusage zu einer Kooperation mit der 
GAL. Aber abgesehen von dieser unsagbaren Peinlichkeit 
war doch – unterm Strich – die CSU der Gewinner. Denn die 
SPD bekam angesichts einer möglichen schwarz-grünen 
Zusammenarbeit derart Muffe, dass sie von einem drit-
ten Bürgermeister blitzartig abrückte und ohne weiteres 
Murren Hipelius ihre Stimmen gab. Eine gescheiterte Koope-
ration mit disziplinierendem Nebeneffekt also. Und mit 
der Lehre: Noch immer steht in Bamberg die Sachpolitik im 
mächtigen Schatten der Personalpolitik.

sys

Trotzdem gibt es eine nicht 
geringe Zahl an Gegnern eines 
Nationalparkes, deren Einwän-
de durchaus ernst genommen 
werden müssen, denn nur mit 
den Menschen vor Ort hat die 
Nationalparkidee eine Chan-
ce. Diese Kritiker haben sich 
in dem Verein „Unser Steiger-
wald“ organisiert. Sie befürch-
ten vor allem Nachteile für die 
Holznutzung durch die Bevöl-
kerung vor Ort, obwohl noch 
nicht einmal 20 % des Staats-
waldes aus der Nutzung genom-
men würden. An einen Anstieg 
des Tourismus wollen die Geg-
ner nicht glauben. Sie erwar-
ten einen Schädlingsbefall wie 
etwa durch den Borkenkäfer, 
den es aber im Buchenwald gar 
nicht gibt. Die lokale Landwirt-
schaft sehen sie durch erhöh-
te Wildschäden bedroht, doch 
gerade Nationalparke werden 

Im Steigerwald� Photo: Bund Naturschutz

Gebiet des geplanten Naturparks Steigerwald
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Freitag, 5. September 2008, 
19 Uhr:
„Über Wasser“
(drei Filmgeschichten über 
die existentielle Bedeutung 
des Wassers, von Udo Mau-
rer) danach Diskussion mit 
dem grünen Bremer Um-
weltsenator Reinhard Loske
Lichtspiel-Kino
9. bis 18. September 2008:
grüne Litfaßsäule am Bahn-
hof

Donnerstag, 11. September 
2008, 19.30 Uhr:
Info-Veranstaltung und Dis-
kussionsabend 
mit Uwe Britten zum The-
ma Jugendarbeitslosigkeit, 
Gaststätte Spezial, Obere 
Königstraße

Freitag, 12. September 
2008:
MdL Toni Hofreiter 
in Bamberg und Staffelbach

Donnerstag, 18. September 
2008, 19.30 Uhr:
GAL-Plenum
Gaststätte Spezial, Obere 
Königstr. 10, Nebenzimmer

18. September 2008, 19 Uhr:
Podiumsdiskussion 
des Stadtjugendrings mit 
den LandtagskandidatInnen
Gaustadter Hauptstr. 44
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i m p r e s s u m

e u s e
w a s  S i e  i m  F T  n i c h t  l e s e n  k ö n n e n

Im vergangenen Jahr gründe-
te sich in Bamberg eine „Alli-
anz für den freien Sonntag“ – 
ein Zusammenschluss von ge-
werkschaftlichen und kirch-
lichen Arbeitnehmerorgani-
sationen. Motivation war die 
auch im Bamberger Stadtrat 
immer wieder diskutierte For-
derung nach verkaufsoffenen 
Sonntagen, der sich diese Ver-
bände mit gemeinsamen Kräf-
ten widersetzen wollten. Im 
Wahlkampf stellte die Allianz 
alle StadtratskandidatInnen 
auf den Prüfstand und forder-
te sie auf, Stellung zu beziehen. 
Das Motto „Wer den Sonntag 
nicht ehrt, ist unserer Stim-
me nicht wert!“ prangte eini-
ge Zeit als Banner an der Mar-
tinskirche und sollte öffentlich 
Druck machen.

Die Bamberger Lokalzei-
tung griff die politische Stel-
lungnahme der Allianz jedoch 
eher unwillig auf. Über die 
aufwändige und von einer be-
achtlich breiten Front getrage-
ne Aktion (von KAB bis DGB) 

wurde zwar mit Foto berich-
tet, allerdings nahm die Hälf-
te der textlichen Berichterstat-
tung die Gegenreaktion der 
FDP ein, die ihre Argumente 
in einer spontanen Pressemit-
teilung zusammengefasst hat-
te.

Die Allianz-Mitglieder wa-
ren verständlicherweise ent-
täuscht über dieses Missver-
hältnis und bekräftigten ihr 
Anliegen daraufhin noch 
durch zahlreiche Leserbriefe 
einzelner Verbandsvertrete-
rInnen. Doch davon druckte 
die FT-Redaktion keinen ein-
zigen. Dafür durfte ein ande-
rer „Leserbriefschreiber“ mit 
harscher Kritik an der Al-
lianz nachlegen: Er sprach 
kirchlichen Organisationen 
das Recht ab, auf die Politik 
Einfluss zu nehmen, und ver-
glich die Banner-Aktion an der 
Martinskirche mit dem Juden-
boykott der Nazis und „Aus-
länder raus“-Parolen der NPD. 
Der Leserbrief stammte (so im 
FT vom 1.3.08 zu lesen) von 

einem „Sebastian Macht, Am 
Torhaus 15, 96047 Bamberg“. 
Eine solche Adresse gibt es je-
doch in Bamberg nicht, was 
jedem Ortskundigen auf den 
ersten Blick auffällt, und auch 
ein Mann dieses Namens ist 
weder im Adress- noch im Te-
lefonbuch zu finden – ein Lap-
sus der Redaktion?

Wiederum waren die Alli-
anz-Aktivisten „not amused“ 
– zumal auch ein Artikel über 
die unter den Stadtratskandi-
datInnen veranstaltete Umfra-
ge zum „freien Sonntag“ erst 
nach der Wahl erschien. In ei-
nem Brief an den Herausgeber 
des Fränkischen Tags, der der 

 vorliegt, stellten sie im 
März ihre Kritikpunkte dar 
und baten um ein Gespräch, 
mit dem Ziel, die Sache zu klä-
ren und eine künftig gute Zu-
sammenarbeit zu gewährleis-
ten. Der Brief wurde von der 
FT-Geschäftsleitung bis dato 
nicht beantwortet.

FT-Fußnote 1)  
„Allianz für freien Sonntag“ wurde ausgebremst

Was Sie im FT nicht lesen können … ist mitunter interessanter, als das zu Lesen­
de. Deshalb ist es unverzichtbar, dass die  ab und zu ihre Fußnoten dazu 
macht. Hier zwei euse-Nachträge zur Wahlkampfberichterstattung des FT 
im Vorfeld der Kommunalwahlen vom März 2008.

Eine durchaus interessante 
Nachricht hat der FT wäh-
rend des Wahlkampf ebenfalls 
zielsicher umschifft – diesmal 
durch komplette Nichtbeach-
tung. Das Evangelische Bil-
dungswerk EBW hatte zu ei-
ner Diskussion eingeladen: 
Evangelische Stadtratskandi-
datInnen sollten sich mit dem 
Thema „Evangelische Kirche 
und Kommunalpolitik“ ausei-
nandersetzen. Bei der Orga-
nisation trat – angeblich auch 
zur Überraschung des CSU-
Kreisvorsitzenden Dr. Hel-
mut Müller – die Tatsache zu-
tage, dass unter den 44 Stadt-
ratskandidaten auf der Liste 
der Christlich(!)-Sozialen Uni-
on CSU kein einziges evange-
lisches Kirchenmitglied zu fin-
den war.

Diese Peinlichkeit war wohl 
eine der amüsantesten „Hast 
scho g’hört“-Meldungen im 
ganzen Wahlkampf. Doch die 
Nachricht blieb weitgehend 
auf die politisch aktive Sze-
ne begrenzt, denn der FT er-
sparte kurzerhand die Neuig-
keit seiner Leserschaft – und 
damit die Schmach der CSU. 
Die Diskussion des EBW fand 
zwar statt – mit Alt-Stadtrat 
Dr. Egg als CSU-Vertreter, 
der diesmal nicht mehr kan-
didieren durfte –, aber der FT 
schickte keineN MitarbeiterIn 
zur Berichterstattung. Darauf-
hin verfassten die Veranstalter 
eine eigene Pressemitteilung, 
die vom FT jedoch nie abge-
druckt wurde. Und auch sonst 
erwähnte die Lokalzeitung zu 
keinem Zeitpunkt die protes-

tantenfreie Zone auf der Stadt-
ratsliste mit dem „C“ im Na-
men.

Mit anderen kirchlichen 
Veranstaltungen war man da 
viel großzügiger. Die (katho-
lische) Gemeinde St. Gangolf 
veranstaltete ebenfalls eine 
Diskussionsrunde mit Stadt-
ratskandidatInnen aller Lis-
ten. Die ehrenvolle Aufgabe, 
die CSU dort zu repräsentie-
ren, hatte Dr. Christian Lan-
ge übernommen. Und dies-
mal wurde auch im FT aus-
führlich über den Diskussi-
onsabend berichtet – halbsei-
tig und mit Bild. Die Bericht-
erstattung übernahm der FT 
sogar selbst und schickte eine 
eigene Mitarbeiterin zu dem 
Termin – übrigens die Ehe-
frau des CSU-Vertreters.

FT-Fußnote 2)  
FT ignoriert protestantenfreie Zone auf der CSU-Liste

-Fußnoten-Fazit: FT-Lektüre ist wie löchriger Käse. Empfehlung:  lesen – 
Lücken füllen!
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Nachdem für die Brose-Baskets 
die Jako-Arena gebaut wurde 
– mit Unterstützung der Stadt 
in Höhe von mehreren Millio-
nen Euro, nachdem ein Hallen-
badneubau am Stadion geplant 
ist – mit maximaler Schwimm-
sport-Ausstattung für 30 Millio-
nen Euro, steht nun auch noch 
der regionalligataugliche Aus-
bau des Volksparkstadions zur 
Debatte – wieder mit Kosten in 
Millionenhöhe. Es wäre zum 
wiederholten Male eine Investi-
ton, die weit über das Maß ei-
ner sportlichen Grundversor-
gung der Bevölkerung hinaus-
geht.

Die Sanierung der Sportstätte 
am Ende der Pödeldorfer Stra-
ße stand seit langem auf der Ta-
gesordnung, zögerte sich aber 
hin, weil die Stadt sich ange-
sichts knapper Kassen ihre Aus-
gaben wohl überlegen muss. 2,8 
Millionen Euro veranschlagte 

man für das Volksparkstadion, 
das – wie der Name schon sagt 
– dem Volkssport dienen soll: 
BürgerInnen, Vereine, Jugend-
gruppen, Schulsport.

Doch kaum hatte man das 
Konzept fertig, die Förderzusa-
gen in der Tasche und die ers-
ten Aufträge vergeben, melde-
te sich einer der Hauptnutzer 
des Stadions zu Wort: der 1. FC 
Eintracht Bamberg. Es werde 
vom Deutschen Fußballbund 
eine neue Regionalliga einge-
führt, für die sich der FC Ein-
tracht bewerben wolle. Die ha-
be „überraschend“ neue Vorga-
ben und Sicherheitsbestimmun-
gen für die Fußball-Stadien der 
Liga-Teilnehmer – und die sei-

en nach den vorliegenden Pla-
nungen nicht erfüllt. Die FC-
Eintrachtler forderten mit ver-
blüffender Selbstverständlich-
keit von der Stadt, nun die Pla-
nungen anzupassen und mehr 
zu investieren. Wie sich her-
ausstellte, würde das die Kos-
ten der Sanierung beinahe ver-
doppeln, auf 4,5 Millionen Eu-
ro! Und die Mehrkosten bezie-
hen sich ausschließlich auf ganz 
„Unsportliches“, wie etwa die 
Beleuchtung, Absperrungen, Si-
cherheitsmaßnahmen, Tribü-
nenbefestigung usw.

Tatsachen wurden 
verschleiert

Dass die FC-Spitze hier unfair 
spielte, zeigt ein Blick ins Inter-
net. Wie sich auf den DFB-Sei-
ten leicht nachlesen lässt, wur-
de die neue Regionalliga bereits 
im Dezember 2006 beschlos-

sen. Die genauen Bestimmun-
gen wurden fünf Tage vor der 
Sitzung des Bausenats, der den 
Startschuss für die Sanierung 
gab (im April 2007), übers In-
ternet und die üblichen DFB-
Kanäle verkündet. Doch so-
gar SPD-Fraktionsvorsitzender 
Heinz Kuntke, als FC-Eintracht-
Vorstand und Stadtrat von bei-
den Seiten in die Entwicklung 
involviert, schlug nicht recht-
zeitig Alarm, sondern gab sich 
blauäugig und wollte davon 
nichts mitbekommen haben. 
Auch im Rathaus-Journal wur-
de die Legende verbreitet, vor 
Baubeginn im Juli 2007 sei von 
den neuen Regionalliga-Richt-
linien nichts bekannt gewesen. 

Pressemitteilungen des DFB be-
weisen das Gegenteil.

Denkmal ist gefährdet

Bei 2,7 Millionen Euro Mehr-
kosten würde es wohl nicht ein-
mal bleiben. Die Denkmalpfle-
ge hat bereits signalisiert, dass 
durch die geforderten zusätzli-
chen Baumaßnahmen das Ein-
zeldenkmal Volksparkstadion 
derart beeinträchtigt würde, 
dass Fördergelder zurückzuzah-
len wären. Zudem würde ver-
mutlich der gesamte Volkspark 
seinen Denkmalcharakter ver-
lieren, so dass auch weitere Sa-
nierungsmaßnahmen auf dem 
Gelände keine Zuschüsse mehr 
bekämen.

Doch der FC Eintracht, der 
seine Regionalliga-Spiele vor-
erst in Weismain abhält, for-
dert weiterhin einen Ausbau 
des Bamberger Stadions für sei-

ne Zwecke und rennt im Rat-
haus augenscheinlich offene 
Türen ein. Oberbürgermeister 
Starke (SPD) – übrigens Bruder 
des Trainers der FC-Regional-
ligamannschaft – und Bürger-
meister Hipelius (CSU) stellten 
für die Haushaltsberatungen 
im Dezember schon mal in Aus-
sicht, dass die Regionalligataug-
lichkeit finanziert wird. Damit 
wäre ein für den Volkssport an-
gelegtes Stadion auf die Nut-
zung durch den Fußball-Spit-
zensport getrimmt. Millionen-
fach würden erneut Gelder der 
Sportförderung in Hochleis-
tungssparten gepusht, die dann 
anderswo – beim Breitensport – 
fehlen. Man denke nur an das 
seit Jahren sanierungsbedürfti-
ge und in seinen Ansprüchen 
sehr viel bescheidenere Gau-
stadter Sportzentrum.

Spitzensport ist völlig okay, 
aber nicht unbedingt Aufgabe 
der öffentlichen Hand. Eine Ei-
genbeteiligung des FC, dessen 
Sporterfolge sich ja auch wirt-
schaftlich niederschlagen, so-
wie ein Sponsorenkonzept feh-
len bislang völlig. Auch um ei-
ne Beteiligung der Region hat 
man sich bisher nicht bemüht. 
Mehr Sportsgeist bei der Finan-
zierung wäre also angebracht.
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Wird der Volkspark dem 
Spitzensport geopfert?
Ein Ausbau des Volksparkstadions für die neue Regionalliga würde die 
Kosten verdoppeln und ein Denkmal zerstören.

Die neu sanierte Tribüne neben den historischen Zuschauerstufen im Volkparkstadion� Photo: sys


